








Beteiligung def Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung

2.1

2.2

2.3

2.4

(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch)

Gemeinde Steindorf

Ü Flächennutzungsplan Ü mit Landschaftspfan

Bebauungsplan

Bebauungsplan Nr. 31
"Herzog-Wilhelm-Straße West"

mitGrünordnungsplan

dientder Deckung dringenden Wohnbedarfs ja D nem

D Satzung über den Vorhabens- und Erschließungsplan

D Sonstige Satzung

Ü Frühzeitige Beteiligung nach §4 Abs. 1 BauGB

Ü Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB

Trägg öffentlicher Belange
Landratsamt Aichach-Friedberg
-untere Naturschutzbehörde—
Münchener Str. 9
86551 Aichach

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (rnit Anschrift und Tel-Nr.)
Naturschutz und Landschaftspege

Ü Keine Äußerung

Ü Ziele der Raumordnung und Landesplanung. die eine Anpassungspicht nach §1 Abs. 4 BauGB auslösen

Ü Beabslchtigte eigene Planungen und Maßnahmen. die den o. g. Plan berühren können, mitAngaben des
Sachstandes

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzllcher Regelungen. die im Regelfall in der Abwägung
nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- und Wasserschutzgebietsvercrdnungen

Einwendungen

Kompensationsmaßnahmen
Wir empfehlen die Ausgleichsfläche 1 in eine Fläche zum Anpflanzen von Bäumen umzuwidmen
und den gesamten Ausgleich auf Ausgleichsfläche 2 zu erbringen.
Grundsätzlich sind für Ausgleichsflächen zusammenhängende Flächen anzustreben. Die
Lebensraumqualität ist bei vereinzelten und isolierten Lagen deutlich geringer als bei großen
zusammenhängenden Flächenkomplexen. Außerdem gilt es zu bedenken, dass die
Ausgleichäche 1 an dieser Stelle einer möglichen Erweiterung der Bebauung entgegenstehen
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Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

„Unabhängig von den vorstehenden Angaben können auch höhere Grundwas-
serstände auftreten. Diese sind durch einen geeigneten Sicherheitszuschlag zu 
berücksichtigen.“ 

„Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt 
grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auf-
tretendes Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.“ 

„Zur Beschreibung der Grundwasser- / Untergrundsituation sind in der Regel 
Bohrungen / Erdaufschlüsse erforderlich. Für Bohrungen, die mehrere Grund-
wasserstockwerke durchteufen oder die artesisch gespanntes Grundwasser er-
schließen, ist vor Bohrbeginn ein wasserrechtliches Verfahren durchzuführen.“ 

 

1.2 Altlasten und Bodenschutz  

1.2.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstücksflächen im Kataster 
gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht.  

Sofern Altlasten und / oder schädliche Bodenveränderungen im Planungsbereich vorliegen, 
stehen diese unter Umständen in Konflikt mit der geplanten Bebauung. Für Informationen 
bezüglich (weiterer) Altlasten, schädlicher Bodenveränderungen oder entsprechender Ver-
dachtsflächen im Bebauungsplangebiet ist die zuständige Kreisverwaltungsbehörde anzufra-
gen. 

Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbeson-
dere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, 
der mit IMS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingeführt 
wurde, wird verwiesen. 
 

Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Kennzeichnungspflicht nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB 
 

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwal-
tungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 
2 BayBodSchG).“ 
 

1.2.2 Vorsorgender Bodenschutz 

Gegen die vorgesehene Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 31 „Herzog-Wilhelm-Straße 
West“ und die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes werden keine grundsätzlichen Ein-
wände erhoben. Einzelne Formulierungen der Begründungen und der Umweltberichte sollte 
die Gemeinde Steindorf aber überarbeiten lassen. 

So ist es doch etwas zu einfach gehalten, immer wieder die Bedeutung des Bodens – die 
sich richtigerweise über die Funktionsbewertung ermitteln lässt – auf plakative und phrasen-
hafte Aussagen hinsichtlich der landwirtschaftlichen Nutzung abzuwerten (Verdichtung durch 
Bearbeitung, Vorbelastung durch Stoffeinträge und Düngemitteleinsatz, anthropogene Über-
prägung etc.). Diese allgemein gehaltenen, nicht weiter verifizierten Aussagen werden der 
Bedeutung des Schutzguts Boden und auch der Landwirtschaft nicht gerecht.  
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Zudem stellt das Ausklammern einer Bodenteilfunktion bei der Bewertung, weil sie einen ho-
hen oder gar sehr hohen Erfüllungsgrad hat, kein fachlich fundiertes Vorgehen dar. 

Auch stimmen wir den Punkten 5 „Alternative Planungsmöglichkeiten“ nicht vollumfänglich 
zu: Eben gerade weil die Wirkfaktoren auf den Boden auch an anderer Stelle dieselben wä-
ren, ist es zu kurz gedacht, dass die Auswirkungen an jedem Standort die gleichen wären. 
Ziel sollte es insbesondere auf Ebene eines Flächennutzungsplans sein, Planungen auf we-
niger wertvolle Böden zu lenken, um eben den Verlust an Böden, die die natürlichen Boden-
funktionen oder die Funktion als Standort für landwirtschaftliche Nutzfläche (natürliche Er-
tragsfähigkeit) in besonderer Weise erfüllen, so gering wie möglich zu halten. 

 

1.3 Abwasserentsorgung 

1.3.1 Allgemeines 

Das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept ist vor Verwirklichung des Bebauungspla-
nes fortzuschreiben.  

1.3.2 Häusliches Schmutzwasser  

Das bestehende Kanalnetz kann die aus dem Baugebiet abzuleitenden Abwassermengen 
voraussichtlich aufnehmen. Das in der Gemeinde Steindorf anfallende Schmutzwasser wird 
zur Kläranlage Augsburg abgeleitet. Die Kläranlage entspricht den wasserrechtlichen Anfor-
derungen. Die Abwasserbeseitigung aus dem geplanten Baugebiet ist somit gesichert.  

1.3.3 Niederschlagswasser 

Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das an-
fallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann.  

Bei der Konzeption der Niederschlagswasserbeseitigung ist auf den Erhalt der natürlichen 
Wasserbilanz zum unbebauten Zustand zu achten (vgl. Arbeitsblatt DWA-A 102-1 und 2 / 
BWK-A 3-1 und 2 sowie DWA-M 102-4 / BWK-A 3-4). Daher sollte das Niederschlagswasser 
nach Möglichkeit wie geplant ortsnah versickert werden, sofern dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entge-
genstehen.  

Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest exemplarisch an repräsentati-
ven Stellen im Geltungsbereich nachzuweisen. 

Schützende Deckschichten dürfen nicht durchstoßen werden. Bei schwierigen hydrologi-
schen Verhältnissen sollten alle Möglichkeiten zur Reduzierung und Rückhaltung des Re-
genwasseranfalles (z. B. durch Gründächer) genutzt werden. 

Wir empfehlen, bei der Aufstellung der Erschließungskonzeption frühzeitig alle Fachrichtun-
gen (u. a. Naturschutz, Straßenbau, Wasserwirtschaft, Landschaftsplanung) einzubeziehen. 

Die Kommune ist zur Beseitigung des Niederschlagswassers verpflichtet. Sie kann dem 
Grundstückseigentümer das Benutzungsrecht der öffentlichen Anlagen nur dann versagen, 
soweit ihm eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser ord-
nungsgemäß möglich ist.  

Das vorgelegte Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung sieht vor, Niederschlagswas-
ser dezentral zurückzuhalten und anschließend vorrangig zu versickern. Der dazu notwen-
dige Flächenbedarf ist im Bebauungsplan zu berücksichtigen, dies gilt auch für Privatflächen, 
sofern diese in Anspruch genommen werden sollen. 

Auf die notwendige weitergehende Vorbehandlung von Niederschlagswasser von Metalldä-
chern wird hingewiesen.  

 



- 4 - 

 

Die Entwässerung der Straßenflächen soll über einen Regenwasserkanal in ein Oberflächen-
gewässer erfolgen. Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer ist eine 
quantitative Beurteilung nach LfU Merkblatt 4.4/22 / DWA-A 102, Teil 2 erforderlich. Sofern 
diese ergibt, dass vor Einleitung eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu erforderlichen 
Rückhalteflächen im Bebauungsplan festzusetzen. 
 

Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption).  
 

Vorschlag für Festsetzungen 

„Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sind für die Oberflächenbefestigung 
und deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder 
gleich 0,7 zu verwenden, wie z. B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, was-
ser- und luftdurchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, was-
sergebundene Decke.“ 

„Flachdächer (0 Grad - 15 Grad) sind mindestens mit einem Anteil von 60 % der 
Dachflächen - ausgenommen Flächen für technische Dachaufbauten - bei einer 
Substratschicht von mindestens 8 cm mit Gräsern und Wildkräutern zu bepflan-
zen und so zu unterhalten. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solar-
energie können zugelassen werden. Bei der Anlage von Gründächern sind an-
dere Verfahren als Bitumendachbahnen mit chemischem Durchwurzelungs-
schutz zu wählen (z. B. Folienabdichtung).“ 

„Das auf privaten, befestigten Flächen anfallende geringverschmutzte Nieder-
schlagswasser darf grundsätzlich nicht der öffentlichen Kanalisation zugeleitet 
werden. Dies gilt auch für Überläufe von Anlagen zur Regenwassernutzung 
(bspw. Zisternen) und für sonstige nicht schädlich verunreinigte Tag-, Stau-, 
Quellwässer sowie Drän- und Sickerwasser jeder Art.“ 

„Gering verschmutztes Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flächen 
muss auf den Baugrundstücken ordnungsgemäß versickert werden. Die Versi-
ckerung soll vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 30 cm mäch-
tige bewachsene Oberbodenzone erfolgen.“ 

„Unterirdische Versickerungsanlagen, z. B. Rigolen, sind ohne geeignete Vor-
reinigung nicht zulässig. Sickerschächte sind unzulässig. Notwendige Versi-
ckerungs- und Retentionsräume oder Vorbehandlungsanlagen sind auf den pri-
vaten Grundstücken vorzuhalten.“ 

„Die gekennzeichneten Flächen und Geländemulden sind für die Sammlung 
und natürliche Versickerung von Niederschlagswasser freizuhalten. Es darf nur 
eine Nutzung als Grünfläche erfolgen.“ 

„In Bereichen mit Versickerung des Niederschlagswassers sind – sofern Metall-
dächer zum Einsatz kommen sollen – nur Kupfer- und Zinkbleche mit geeigne-
ter Beschichtung oder andere wasserwirtschaftlich unbedenkliche Materialen 
(z. B. Aluminium, Edelstahl) zulässig.“ 
 

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass 
der Wasserabfluss dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abfluss-
hindernissen frei zu halten. Überbauen oder Verfüllen, Anpflanzungen, Zäune 
sowie die Lagerung von Gegenständen, welche den Zu- und Abfluss behindern 
oder fortgeschwemmt werden können, sind unzulässig. Für die Versickerung 
vorgesehene Flächen sind vor Verdichtung zu schützen. Deshalb sind die Abla-
gerung von Baumaterialien, Bodenaushub oder das Befahren dieser Flächen 
bereits während der Bauzeit nicht zulässig.“  
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was gem. Art. 9 Abs. 2 BayWaldG der Erlaubnis bedarf. 
Laut Art. 9 Abs. 8 BayWaldG bedarf es keiner Erlaubnis nach Art. 9 Abs. 2 
BayWaldG soweit in Satzungen (...) die Änderung der Nutzung festgelegt 
oder zugelassen ist. Bei einem Bebauungsplan handelt es sich um eine 
Satzung im Sinn des Art. 9 Abs. 8 BayWaldG. Im Aufstellungsverfahren für 
Seite 2 von 2 
den Bebauungsplan sind die Absätze 4 bis 7 des Art. 9 BayWaldG durch 
die Genehmigungsbehörden jedoch zwingend zu beachten. 
Gem. Art. 9 Abs. 5 Nr. 2 BayWaldG soll die Rodungserlaubnis versagt wer- 
den, wenn die Erhaltung des Waldes aus anderen Gründen im öffentlichen 
Interesse liegt und dieses vor den Belangen des Antragstellers den Vor- 
rang verdient. Im Gebiet der Gemeinde Steindorf beträgt der Waldanteil 
rund 20 %. Gegenüber der durchschnittlichen Bewaldung Bayerns von gut 
1/3 der Landesfläche ist das Gemeindegebiet Steindorf damit als waldarm 
einzuordnen, was das öffentliche Interesse am Walderhalt dokumentiert. 
Zur Ausräumung des Versagensgrundes i.V.m. Art. 36 BayVwVfG kann 
eine Nebenbestimmung beitragen. 
Dem öffentlichen Interesse am Walderhalt in waldarmen Gebieten wird re- 
gelmäßig durch die Auflage einer flächengleichen Ersatzaufforstung Ge- 
nüge getan (Erstaufforstung einer Fläche, die derzeit noch kein Wald i.S.d. 
Gesetzes ist). Zunächst wäre der Umfang der Inanspruchnahme des Wal- 
des festzustellen und zu prüfen, ob der Ausgleich im Zuge der bereits ge- 
planten Ausgleichsmaßnahmen mit abgearbeitet werden kann. Andernfalls 
wäre eine Fläche für die Ersatzaufforstung zu finden 
 
 
Landwirtschaftliche Belange 
 

 
Aus landwirtschaftlich-fachlicher Sicht nehmen wir nachfolgend Stellung. 
 
Verlust von ca. 1,49 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche durch das geplante 
Gewerbegebiet, zuzüglich 1,86 ha geplanter Ausgleichsfläche. 
 
Es handelt es sich bei den in Anspruch genommenen Flächen für das ge-
plante Gewerbegebiet um Grünlandflächen, welche überwiegend mit einer 
Ackerzahl von 62 bewertet sind. Diese Böden eignen sich sehr gut für die 
landwirtschaftliche Nutzung und liegen über dem Durchschnitt (52) im 
Landkreis Aichach-Friedberg (Vollzugshinweise zur Anwendung der Acker- 
und Grünland-zahlen gemäß § 9 Abs. 2 Bayerische Kompensationsverord-
nung (BayKompV)). Dazu verweisen wir auch auf die Bodenart Lehm (L4D) 
welche für die Fl.Nr. 97 zutreffend ist.  
Zudem sollte die Ausgleichsfläche (Fl.Nr. 187, Gemarkung Hausen b. Hof-
hegnenberg) auf das nötige Minimum (lt. Berechnung ca. 2.900 m²) redu-
ziert werden, um den Flächenverbrauch gering zu halten. Ebenfalls ist an-
zumerken, dass es sich bei der Fl.Nr. 187, Gemarkung Hausen b. Hofheg-
nenberg um einen gut für die Landwirtschaft nutzbaren Boden handelt, wel-
cher mit einer Grünlandzahl von 46 ein gewertet ist und somit über dem 
Durchschnitt (45) für den Landkreis Aichach-Friedberg liegt. 




